
Branchen-News aus der Welt des Rechts
Aktion derWoche

Ab sofort bieten Wiener Rechts-
anwältinnen und Rechtsanwälte

eine kostenlose Rechtsberatung für
in Wien ankommende Flüchtlinge
aus der Ukraine an. RAK Wien-Präsi-
dentMichael Enzinger: „Unsere mo-
ralische und menschliche Pflicht!“
Rechtsanwälte werden ab sofort für
Erstauskünfte zur Verfügung ste-
hen. Die RAK Wien hat eine unbüro-
kratische Möglichkeit zum Stellen
von Rechtsfragen von ukrainischen
Flüchtlingen unter ukraine@rak-
wien.at eingerichtet.

Event der Woche

Das österreichische Bauvertrags-
recht wird immer komplexer:

Ein Wegweiser, der schnell Orien-
tierung für Fragestellungen bezüg-
lich der Vertragsgestaltung sowie
der vertraglichen Abwicklung von
Bauprojekten schafft, ist daher es-
senziell. Aus diesem Grund ist Lu-
kasAndrieu, Partner und Baurechts-
experte bei ScherbaumSeebacher
Rechtsanwälte, gemeinsam mit Uni-

versitätsprofessor Detlef Heck und
Markus Allram dieser Thematik in
dem neuen Praxishandbuch „Basis-
wissen Bauvertrag“, das im Manz-
Verlag erschienen ist, auf den Grund
gegangen.

Deals der Woche

Die renommierte Prozessanwäl-
tin Caroline Weerkamp, Part-

nerin der Familienrechtskanzlei
Philadelphy-Steiner, berät und ver-
tritt Klägerinnen in Produkthaf-
tungsangelegenheiten gegen die
Firma Eurogine. „In dem Prozess
gegen Eurogine helfen wir Frauen
bei der Durchsetzung ihrer Ansprü-
che. Mir ist wichtig, dass wir den
Mandantinnen nicht nur zu ihrem
Recht verhelfen, sondern sie auch
menschlich gut begleiten“, so Ca-

roline Weerkamp, Prozessanwältin
für Zivilrecht und in den Bereichen
streitiges Zivilprozessrecht, Famili-
enrecht, Nachlassplanung und Ver-
sicherungsrecht tätig.

Vor wenigen Tagen erfolgte das
Closing zur Finanzierung des

„Althan Quartiers“ im 9. Wiener Ge-
meindebezirk. Die Anwaltskanzlei
Schindler Attorneys hat in diesem

Prozess die verantwortlichen Pro-
jektentwickler und Kreditnehmer
6B47 Real Estate Investors AG bera-
ten. Partner Christoph Urbanek lei-
tete das Team bestehend aus Kevin
Luiki, Senior Associate, Benedikt
Prazak und Marija Blagojevic, beide
Associate: „Wir sind stolz darauf, die
größte Transaktion in der Unterneh-
mensgeschichte der 6B47 beratend
begleitet zu haben und gratulieren
zu diesem für den Wiener Markt
wichtigen und spannenden Projekt.“

Die Kanzlei Brandl Talos hat
Think & Learn Private bei der

Übernahme der GeoGebra GmbH
beraten. Das Transaktionsteam von
Brandl Talos bestand aus Thomas
Talos, Adrian Zuschmann und Céli-
ne Dobnikar.
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Lukas Andrieu,Mitherausgeber des
„Basiswissen Bauvertrag“. [ Beigestellt ]

CarolineWeerkamp vertritt Frauen
gegen Eurogine. [ Beigestellt ]

ChristophUrbanek leitete die 6B47
Transaktion. [ Beigestellt ]

Massenzustrom-Richtlinie: Besser spät als nie
Gastkommentar. Die EU stützt sich angesichts der Fluchtbewegung aus der Ukraine auf eine Rechtsgrundlage, die sie
schon 2015 hätte nutzen können. Die aktuelle Krise zeigt aber, dass und wo noch Nachbesserungsbedarf besteht.

VON HANNES TRETTER

Wien. Schon 2015 stellte sich ange-
sichts der Flucht von syrischen
Kriegsflüchtlingen die Frage, ob
nicht die – nach den Erfahrungen
des Krieges in Bosnien und im Ko-
sovo geschaffene – EU-„Massenzu-
strom-Richtlinie“ (RL) 2001 eine
geeignetere Rechtsgrundlage für
die Aufnahme von vor einem Krieg
fliehenden Menschen gewesen
wäre als die Genfer Flüchtlings-
konvention, die Asyl wegen indivi-
dueller politischer Verfolgung ge-
währt. Warum sie nicht angewen-
det wurde, blieb schleierhaft.
Umso erfreulicher ist es, dass sie
nun Grundlage für die Aufnahme
der Kriegsvertriebenen aus der
Ukraine wurde.

Die RL ist für den Fall einer
Massenzuflucht von Staatsangehö-
rigen aus Drittländern und Staa-
tenlosen in die EU gedacht, die aus
Gebieten vertrieben wurden, in
denen „ein bewaffneter Konflikt
oder dauernde Gewalt herrscht“
oder die „ernsthaft von systemati-
schen oder weit verbreiteten Men-
schenrechtsverletzungen bedroht
waren oder Opfer solcher gewor-
den sind“ und deshalb nicht sicher
und dauerhaft zurückkehren kön-
nen. Sie werden nicht als „Flücht-
linge“, sondern als „Vertriebene“
begriffen und brauchen für eine
maximal drei Jahre dauernde vo-
rübergehende Aufnahme nur ihre
Identität nachweisen oder glaub-
haft machen; das vereinfacht das
Verfahren.

Mit der vorübergehenden Auf-
nahme von Vertriebenen können
die Behörden der EU-Staaten auf
gesichertem rechtlichen Funda-
ment entlastet werden. Sie müssen
nicht in jedem individuellen Fall
aufwändig prüfen, ob Anspruch
auf Asyl oder alternativ auf subsi-
diären Schutz besteht, sondern an-
hand von Personaldokumenten
eine Registrierung vornehmen, die
zum Aufenthalt berechtigt (ausge-
nommen Personen, die schwere
Verbrechen begangen haben oder
eine Gefahr für die Sicherheit des
Staates darstellen). Die Vertriebe-
nen haben nach der RL das Recht

auf Erwerbsfreiheit und (Fort-)Bil-
dung, unter 18-Jährige das Recht
auf Zugang zum öffentlichen Bil-
dungswesen; Unterkünfte oder
Mittel dafür sind bereitzustellen,
Lebensunterhalt sowie medizini-
sche und psychologische Versor-
gung sind zu gewährleisten; unbe-
gleitete Minderjährige sind bei
Verwandten, Pflegefamilien oder
in Betreuungseinrichtungen unter-
zubringen. Der vorläufige Schutz
verhindert nach der RL nicht den
Zugang zu einem Asylverfahren
oder die Zuerkennung subsidiären
Schutzes, wie vonmanchen fälsch-
lich angenommen.

Wichtige Informationen fehlen
Am 4. März hat der EU-Rat den in
der RL vorgesehenen Beschluss
gefasst, mit dem infolge des be-
waffneten Konflikts das Bestehen
eines Massenzustroms von Ver-
triebenen festgestellt wird und Kri-
terien für Überwachung und Zu-
sammenarbeit festgelegt werden.
Allerdings fehlen dem Beschluss
von der RL verlangte essenzielle
Informationen, nämlich über den
geschätzten Umfang der Wander-
bewegungen der Vertriebenen und
die Aufnahmekapazitäten der EU-
Staaten. Das könnte angesichts der
überaus hohen Zahlen derjenigen,
die nach Polen geflohen sind, und
derjenigen, die aufgrund der für
ukrainische Staatsangehörige gel-
tenden dreimonatigen Visafreiheit
nach Deutschland, Italien, Spa-
nien und Tschechien mit ihren
großen ukrainischen Gemein-
schaften weiterziehen, zu einer
übermäßig hohen Belastung dieser
Staaten führen. Allerdings könnte
dies dadurch ausgeglichen wer-
den, dass diejenigen, die mangels
Kontakten in EU-Staaten noch
nicht weitergezogen oder noch
nicht geflohen sind, von anderen
EU-Staaten aufgenommen wer-
den, was freilich deren Bereit-
schaft dazu erfordert. Das sollte
unbedingt rasch verhandelt wer-
den. Genauso sollte umgehend
Vorsorge getroffen werden, dass
angesichts der hohen Anzahl un-
begleiteter Minderjähriger und Ju-
gendlicher, die offenbar von ihren

Familien auf die Reise geschickt
werden, nicht Opfer von Kinder-
handel und Zwangsprostitution
werden. Hier bietet sich mit den
Übereinkommen des Europarats
zur Verhütung und Bekämpfung
von Gewalt gegen Frauen (2011)
sowie gegen Menschenhandel
(2008) eine Zusammenarbeit mit
dem Europarat und dessen beiden
Expertengruppen Grevio und Gre-
ta an.

Österreich ist dem Durchfüh-
rungsbeschluss der EU am
12. März mit einer auf § 62 AsylG
2005 beruhenden „Vertriebenen-
Verordnung“ nachgekommen, wo-
bei von der Möglichkeit des EU-
Beschlusses Gebrauch gemacht
wurde, das vorübergehende Auf-
enthaltsrecht nur ukrainischen
Staatsangehörigen, nicht aber
auch Drittstaatsangehörigen zuzu-
erkennen, die sich vor dem Ein-
marsch der russischen Truppen
rechtmäßig in der Ukraine aufge-
halten haben, soweit diesen ein
„angemessener Schutz“ geboten

wird. Die Betroffenen können aber
immerhin einen Asylantrag stellen
oder, wenn sie dies nicht tun, aus
humanitären Gründen einreisen
und erhalten Unterstützung bei
der Weiterreise in ihren Heimat-
staat. § 62 AsylG wäre einer Aus-
dehnung auf Drittstaatsangehörige
nicht entgegengestanden, da die-
ser „Bevölkerungsgruppen“ und
nicht Staatsangehörigen Schutz
anbietet, die aus einem Staat ver-
trieben werden. Wenigstens hin-
sichtlich von ca. 80.000 Studieren-
den aus Drittstaaten hätte hier
eine Ausnahme gemacht werden
können.

Österreich ausreichend gerüstet
Was die Bildungs-, Erwerbs- und
Versorgungsrechte der Vertriebe-
nen anbelangt, so wurden von Op-
positionsparteien Mängel in der
Grundversorgung und in der Ver-
ordnung das Fehlen von Regelun-
gen des Zugangs zumArbeitsmarkt
kritisiert. Dazu ist anzumerken,
dass weder der EU-Beschluss noch

§ 62 AsylG eine Rechtsgrundlage
dafür bietet, es bleibt den EU-Staa-
ten überlassen, die entsprechen-
den Regelungen dafür anzuwen-
den oder zu schaffen. Mit den für
Asyl und Fremdenwesen, den Ar-
beitsmarkt, das Bildungssystem,
die soziale und medizinische Ver-
sorgung geltenden Rechtsvor-
schriften dürfte Österreich zur Be-
wältigung der Herausforderungen
ausreichend gerüstet sein. Zudem
bietet die Bundesagentur für Be-
treuungs- und Unterstützungsleis-
tungen Schutzsuchenden aus der
Ukraine spezifische Versorgung,
unabhängige Rechtsberatung und
Drittstaatsangehörigen auch Rück-
kehrberatung an. Dennoch wer-
den wohl rechtliche Nachschär-
fungen notwendig werden.

Kritik wurde daran geübt, dass
die RL erstmals im Fall der Ukraine
angewendet wurde, nicht aber
schon 2015/16 für Flüchtlinge aus
Syrien. Zwar ist das Ziel der RL
eine sichere Rückführung von Ver-
triebenen in ihre Heimatländer,
was allerdings nicht immer mög-
lich sein wird. In manchen Fällen
ist eine Integration von Menschen
aus außereuropäischen Kulturkrei-
sen schwieriger, weshalb sich die
Frage stellt, ob die RL nicht auch
die Möglichkeit einer Aufnahme
von Vertriebenen in Nicht-EU-
Staaten vorsehen sollte. Dies
könnte etwa in Form wirtschaftli-
cher Kooperationen der EU mit
dem Aufnahmestaat erfolgen, bei
denen Vertriebenen Unterkünfte,
soziale Versorgung sowie Aus- und
Weiterbildung angeboten sowie
Beschäftigungs- und Erwerbsmög-
lichkeiten eröffnet werden. Von
der EU mitfinanziert, wäre dies
auch für die aufnehmenden Staa-
ten und die Bevölkerung vor Ort
mit ökonomischen Vorteilen ver-
bunden. Das könnte eine „Win-
win-win-Situation“ darstellen, bei
der flüchtlingsrechtliche und men-
schenrechtliche Standards einge-
halten werden.

Hannes Tretter ist ao. Univ.-Prof. i.R. für
Grund- und Menschenrechte an der Uni Wien
und Vorstandsvorsitzender des Wiener
Forums für Demokratie und Menschenrechte.
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Vertriebene haben Zugang zu Arbeitsmarkt, (Fort-)Bildung und Unterkunft. [ C. Fabry ]



Zum Erhalt des
Rechtsstaats müs-
sen parteipolitische
Grenzen über-
schritten werden.
Paul Hahnenkamp,
Organisator der Tagung

Ist krasses Unrecht schweigend hinzunehmen oder aktiv
zu bekämpfen? Heißt Neutralität eine tatenlose Haltung
einzunehmen, wenn Verletzungen des Völkerrechts und der
Grundrechte durch machthungrige Tyrannen nach Verdammung
schreien?

Der gegenwärtige Meinungsstreit beflügelt die Diskussion
um die Sinnhaftigkeit der Neutralität Österreichs. Hat
dieser fundamentale Teil unserer Nachkriegsidentität im 21.
Jahrhundert ausgedient?

Wie immer man politisch dazu stehen mag: Noch ist die
Neutralität geltendes Recht.

So füllen wir sie mit Sinn! Leisten wir zB einen aktiven Beitrag
zur Bewältigung des unfassbaren Leids, das den Menschen in
der Ukraine zugefügt wird: Auf die EU und insbesondere auch
Österreich als traditionelles Transitland im Herzen Europas
kommt – voraussichtlich – die größte Flüchtlingswelle seit
dem 2. Weltkrieg zu. Österreich könnte aus seinem neutralen
Selbstverständnis heraus eine führende Koordinationsrolle
bei der Bewältigung der Flüchtlingsströme einnehmen
und etwa die Organisation des Transports der Menschen, die
Zuflucht suchen, in deren Zielländer übernehmen.

Internationale „Leadership“ und Neutralität sind
kein Widerspruch. Gerade auch dank seiner zentralen
geographischen Lage und der neutralen Position könnte
Österreich einen unverzichtbaren, friedlichen Beitrag zur
Bewältigung einer der größten humanitären Krisen unserer Zeit
leisten. Nebenbei wäre den eigenen Landesinteressen gedient.

Die Rechtsanwaltschaft versteht sich seit jeher als Wahrer
und Hüter des Rechtsstaats. Angesichts der Bedrohung
von Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechten,
gleichsamvor unserer Haustüre, wollen viele Standesangehörige
ehrenamtlich unterstützen und können es auch. Effizient
Organisieren liegt den meisten Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälten geradezu im Blut. Lassen Sie uns diese
Ressource nützen und das Wort Neutralität – über unsere
Landesgrenzen hinaus – sichtbar mit Sinn erfüllen.

Neutralität
sinnvoll? Mag. Bettina Knötzl

BEZAHLTE ANZEIGE
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Rechtsstaat nicht mehr unantastbar?
Vorschau. Tagung an Uni Wien über aktuelle Bedrohungen für Demokratie und Rechts-
staat kommt am völkerrechtswidrigen Angriff Russlands auf die Ukraine nicht vorbei.

Wien. Kann man zurzeit über Ge-
fährdungen von Rechtsstaat und
Demokratie auch im europäischen
Kontext diskutieren, ohne dabei
den völkerrechtswidrigen Überfall
Russlands auf die Ukraine mit in
den Blick zu nehmen? Gewiss
nicht. Man muss aber auch nicht:
Der Zufall wollte es, dass bei der
Ende dieser Woche am Wiener Ju-
ridicum stattfindenden Tagung
„Rechtsstaat und Demokratie un-
ter Druck“ zwei der schon lang ge-
planten Panels aus persönlichen
Gründen ausfielen und damit
Raum frei wurde für die alarmie-
renden Entwicklungen imOsten.

„Die werden Platz finden“, sagt
Paul Hahnenkamp, als Co-Heraus-
geber der mitveranstaltenden Zeit-
schrift „Juridikum“ Mastermind
hinter der Tagung. Ein Zufall ist
auch, wie Hahnenkamps Disserta-
tionsthema dazu passt: Er schrieb
über „Leugner des Völkerrechts“,
allerdings rechtshistorisch über die
Debatte im 19. Jahrhundert. Die
Zeiten, damanche demVölkerrecht
jede normative Qualität abspra-
chen, sind vorbei, selbst der russi-
sche Präsident, Wladimir Putin, ar-
gumentiert (auf unhaltbare Weise)

in völkerrechtlichen Kategorien.
„Dass die Durchsetzung des Völker-
rechts nicht so funktioniert wie in
anderen Rechtsgebieten, stimmt
schon traurig“, sagt Hahnenkamp.

Zuerst sind Bedrohungen für
Demokratie und
Rechtsstaat durch die
ökologische und so-
ziale Krise ins Visier
genommen worden.
Darüber wird, mit Un-
terstützung der Ko-
operationspartner AK
Wien und Institut für
Rechtsphilosophie
(Medienpartner: „Die
Presse“), von Fachleu-
ten und Praktikerin-
nen aus dem In- und
Ausland diskutiert.
Hahnenkamp ist als
Links-Bezirksrat in
Wien-Brigittenau ak-
tiv. Für ihn brauchen
so manche Menschen, die für die
Gesellschaft besonders wichtig sei-
en, aber rechtlich und materiell an
den Rand gedrängt werden (z. B. in
24-Stunden-Pflege oder Saisonar-
beit), zuerst eine materielle Absi-
cherung, um gleichberechtigt an

Rechtsstaat und Demokratie parti-
zipieren zu können.

Hahnenkamp ist davon über-
zeugt, dass „parteipolitische Gren-
zen überschritten werden müssen,
wenn wir Rechtsstaat und Demo-

kratie erhalten und
vertiefen wollen“. Als
Beispiele für Bedro-
hungen über Partei-
grenzen hinweg nennt
er Sideletters, die ne-
ben Koalitionspakts
geschrieben worden
sind und Bewerbungs-
verfahren zur Farce
gemacht haben, oder
die Installation von
Generalsekretariaten
in Ministerien, die
Checks and Balances
zwischen politischer
Führung und Bürokra-
tie abgeschafft haben.
„Eine Analyse könnte

lauten, dass die politischen Akteure
und die Kräfte dahinter sich zuneh-
mend davon abwenden, dass
Rechtsstaat und Demokratie unan-
tastbar sind“, sagt Hahnenkamp.
„Ziel ist es klarzumachen, wohin
uns das führen könnte.“ (kom)

Wie das „Einfrieren“
russischer Vermögenswerte
funktioniert
Gastbeitrag. Bankkonten und andere Ressourcen von Machthabern und
Oligarchen werden gesperrt, ohne die Eigentumsverhältnisse zu ändern.

VON LUKAS BERGHUBER
UND KARL KRÜCKL

Wien/Linz. Die Europäische Union
versucht mit jedem erdenklichen
Mittel, Druck auf Russland auszu-
üben. Eine der vielen Möglichkei-
ten ist das Einwirken auf die un-
mittelbar entscheidungsbefugten
Personen. Unter anderem wurden
die Vermögenvermögenswerte von
Präsident Putin und Außenminis-
ter Lawrow „eingefroren“. Dane-
ben sind auch namhafte Oligar-
chen betroffen.

Basierend auf dem Vertrag
über die EU regelt Art 215 des Ver-
trags über die Arbeitsweise der EU
(AEUV) das Vorgehen zur Ausset-
zung, Einschränkung oder voll-
ständigen Einstellung von Wirt-
schafts- und Finanzbeziehungen
zu Ländern außerhalb der EU so-
wie restriktive Maßnahmen gegen
natürliche oder juristische Perso-
nen sowie Gruppierungen oder
nichtstaatliche Einheiten.

In zahlreichen Verordnungen,
Durchführungsverordnungen und
Beschlüssen werden Personen in
die Liste der natürlichen und juris-
tischen Personen, Einrichtungen
und Organisationen gemäß Arti-
kel 2 der auf Art 215 AEUV gestütz-
ten Verordnung (EU) Nr. 269/2014
aufgenommen (Listenprinzip).
Ihre Vermögenswerte werden
„eingefroren“: Darunter versteht
man das Sperren von Bankkonten
und sonstiger wirtschaftlicher Res-
sourcen, unabhängig davon, ob
materiell oder immateriell, beweg-
lich oder unbeweglich. Ziel ist „die
Verhinderung jeglicher Form der
Bewegung, des Transfers, der Ver-
änderung und der Verwendung
von Geldern (...)“ sowie die Unter-
bindung „der Verwendung von
wirtschaftlichen Ressourcen für
den Erwerb von Geldern, Waren
oder Dienstleistungen, die auch
den Verkauf, das Vermieten oder
das Verpfänden dieser Ressourcen
einschließt, sich aber nicht darauf
beschränkt“ (Art 1 lit e und f der
Verordnung). Mit der Vermögens-
sperre geht also der Verlust jegli-
cher Dispositionsfreiheit über die
genannten Mittel einher, ohne die
Eigentumsverhältnisse zu berüh-
ren. Davon betroffen sind nicht
nur explizit genannte Personen,
sondern auch von diesen kontrol-
lierte Einrichtungen werden von
den Sanktionen erfasst, selbst
wenn sie nicht erwähnt wurden.

1993 trat erstmals ein österrei-
chisches „Bundesgesetz über die

Durchführung internationaler
Sanktionsmaßnahmen“ in Kraft,
das über die nationale Umsetzung
von Völkerrecht im Einzelfall hi-
nausging. Bis zum Sanktionenge-
setz 1993 musste zur Umsetzung
etwa von Resolutionen des UN-Si-
cherheitsrats jeweils ein eigenes
Gesetz beschlossen werden (Irak
1991, Serbien und Montenegro
1991 und 1992). 2010 wurde das
Sanktionengesetz, zusammen mit
einer Novelle des Devisengesetzes,
neu erlassen.

Eintragung im Grundbuch
Soweit Österreich völkerrechtlich
zur Umsetzung von Sanktionsmaß-
nahmen der UNO oder der EU ver-
pflichtet ist, kann die Österreichi-
sche Nationalbank durch Verord-
nung oder Bescheid Vermögens-
werte „einfrieren“. Nach den §§ 3
und 4 des Devisengesetzes kann
die Nationalbank unter anderem
die Verfügung über Zahlungsmit-
tel, Gold, Forderungen und Wert-
papiere untersagen. Sind im
Grundbuch oder im Firmenbuch
Vermögenswerte ersichtlich, die
aufgrund einer Verordnung oder
eines Bescheides der Österreichi-
schen Nationalbank oder aufgrund
unmittelbar anwendbarer Sank-
tionsmaßnahmen der EU eingefro-
ren sind, so hat der Innenminister
dies dem zuständigen Grund-
buchs- bzw. Firmenbuchgericht
mitzuteilen. In dieser Mitteilung ist

der Rechtsakt oder die Sanktions-
maßnahme, die betroffene Person
oder Einrichtung sowie der Vermö-
genswert bestimmt zu bezeichnen.
Grundbuchs- bzw. Firmenbuchge-
richt haben sodann von Amts we-
gen einzutragen, dass das Vermö-
gen der betreffenden Person oder
Einrichtung eingefroren ist. Dabei
sind der Rechtsakt oder die unmit-
telbar anwendbare Sanktionsmaß-
nahme der EU, die dem zugrunde
liegen, anzuführen ist.

Die Einhaltung des Sanktio-
nengesetzes wird durch gerichtli-
che und verwaltungsrechtliche
Strafbestimmungen abgesichert:
Verbotene Transaktionen in Bezug
auf Vermögensbestandteile von
mehr als 100.000 Euro sind mit
Freiheitsstrafe von bis zu einem
Jahr oder Geldstrafe bis zu 360 Ta-
gessätzen bedroht. Die verbots-
widrige Erbringung von Dienstleis-
tungen an natürliche oder juristi-
sche Personen zum Zweck der
Ausübung geschäftlicher Tätigkei-
ten in einem bestimmten Staat
wird mit bis zu zwei Jahren Frei-
heitsstrafe sanktioniert.

Betroffene können sich äußern
Werden natürliche oder juristische
Personen, Einrichtungen oder Or-
ganisationen in die Liste der Sank-
tionierten aufgenommen, so hat
sie der Rat der EU darüber unter
Angabe der Gründe für die Auf-
nahme in die Liste entweder un-

mittelbar, wenn deren Anschrift
bekannt ist, oder durch Veröffent-
lichung einer Bekanntmachung in
Kenntnis zu setzen. Diese Perso-
nen haben eine Gelegenheit zur
Stellungnahme. Wird eine solche
abgegeben oder werden stichhal-
tige neue Beweise vorgelegt, über-
prüft der Rat seinen Beschluss.

Der EuGH ist zwar grundsätz-
lich nicht zuständig, die gemein-
same Außen- und Sicherheitspoli-
tik der EU zu kontrollieren, jedoch
kann mit der Behauptung ihrer
Unrechtmäßigkeit gegen Beschlüs-
se über restriktive Maßnahmen ge-
klagt werden („die Regimenähe
bzw. die die Sanktionen auslösen-
den Handlungen wurden fälschli-

cherweise angenommen“).
Das „Einfrieren“ von Vermö-

genswerten hat weitreichende
wirtschaftliche Konsequenzen. Ob
sich die russischen Machthaber
kurzfristig von den Sanktionen be-
eindrucken lassen, darf bezweifelt
werden. Allerdings steigt die Un-
zufriedenheit auf Seiten der betrof-
fenen Oligarchen, welche auf das
russische Regime nicht unerhebli-
chen Einfluss haben.

Lukas Berghuber, LLB (WU) ist wissenschaft-
licher Mitarbeiter bei Brandl & Talos Rechts-
anwälte, Wien und studiert an der WU Wien,
Dr. Karl Krückl, MA LL.M ist emeritierter
Rechtsanwalt und Of Counsel der Bruckmül-
ler RechtsanwaltsgmbH in Linz.


